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Kriegsgegner Putin, Chirac (o.), Jiang*, Schröder, Kriegsbefürworter Bush, Blair, Aznar, Berlusconi: Selten war eine außenpolitische Debatte
Was nun, Mr. President?
Forsch und nicht eben diplomatisch betreibt Kanzler Schröder Weltpolitik, legt sich mit den USA 

an und schmiedet mit Russland und Frankreich die Achse der Widerspenstigen. Nach 
dem Bericht der Inspektoren vom Freitag stand vor allem einer ziemlich einsam da: George W. Bush.
Ein Präsident auf Kriegskurs: Am
Donnerstag vergangener Woche hielt
George W. Bush vor US-Soldaten

eine weitere martialische Rede. „Wir wer-
den besonnen handeln, entschlossen han-
deln und siegreich handeln – mit der besten
Armee der Welt“, rief er, ein Baby auf dem
Arm, auf dem Marine-Stützpunkt Jackson-
ville in Florida. 

Für den Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen sah er nur die Wahl, ob er „Ja“ sage
zum Krieg im Irak oder „als ein unbedeu-
tender Debattierclub in der Geschichte ver-
blasst“.

Dagegen steht seit Monaten vor allem
der deutsche Kanzler. Die Irak-Resolution

* Mit Vizepräsident Hu Jintao (l.).
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der Uno „enthält keinen Automatismus zur
Anwendung militärischer Gewalt“, wetter-
te Gerhard Schröder in Richtung Washing-
ton. Bush und Co. bilden nach seiner Ana-
lyse eine „Koalition der Willigen für einen
Krieg“ – einen Klüngel, in den er in seiner
Regierungserklärung auch die CDU/CSU-
Opposition einbezog.

Selten war eine außenpolitische Debat-
te auf beiden Seiten des Atlantiks von der-
art wuchtigen Emotionen begleitet. Der
US-Präsident sucht die Weltöffentlichkeit
mit zunehmend markigen Sprüchen für
sich zu gewinnen – und der Berliner Re-
gierungschef mobilisiert nicht minder ro-
bust auf seine Weise. 

Auf der einen Seite versammeln sich
Schröders Freunde, die den unbeugsamen
d e r  s p i e g e l 8 / 2 0 0 3
Kurs gegenüber der US-Regierung bewun-
dern. In der SPD ist die Solidarität derzeit
uneingeschränkt. In Tausenden E-Mails
wird der Kanzler ermuntert, in seiner
Standfestigkeit nicht nachzulassen.

Auf der anderen Seite stehen die Geg-
ner, die vor Empörung fast vibrieren – und
das nicht nur in Amerika: Schröder und
Außenminister Joschka Fischer „müssen
weg, egal wie, um jeden demokratischen
Preis“, schimpfte CSU-Landesgruppenchef
Michael Glos in der vergangenen Woche.

Seit der französisch-deutsche „Alterna-
tiv-Plan“ (SPIEGEL 7/2003) bekannt wur-
de, hat sich der Graben zwischen Berliner
Regierung und Opposition, zwischen den
USA und den europäischen Kernländern
Frankreich und Deutschland nochmals ver-
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auf beiden Seiten des Atlantik von derart wuchtigen Emotionen begleitet  
tieft. Derzeit führt keine Brücke über den
Atlantik.

Die Amerikaner, die in den internatio-
nalen Beziehungen eine Art Exklusivrecht
für sich beanspruchen, machen aus ihrem
Entsetzen über so viel zur Schau gestellte
Souveränität kein Hehl. Washingtons For-
derung nach Gefolgschaft stößt auf Wi-
derstand. Unter lautem Getöse meldet sich
jenes neue Europa, das US-Verteidigungs-
minister Donald Rumsfeld fälschlicherweise
als das „alte Europa“ diffamierte. 

Der Sicherheitsrat der Uno trat am Frei-
tag voriger Woche wie eine Art Weltregie-
rung zusammen, um den Bericht der obers-
ten Waffeninspektoren Hans Blix und
Mohammed al-Baradei zu hören. Das Tref-
fen endete für die USA mit einer derben
Schlappe. 

Selbstbewusst berichtete der Schwede
Blix von 400 Inspektionen an mehr als 300
Orten des Irak, in Labors, Privatwohnun-
gen, auf Militäranlagen und in Raketenfa-
briken. Nahezu jeder Satz eine Ohrfeige
für Bush: Man kenne noch nicht „jede
Höhle“ im Irak, doch man habe immer Zu-
gang erhalten, auch zu den Präsidenten-
Palästen, referierte Blix – und nirgendwo
Massenvernichtungswaffen gefunden.

Nur einen Punkt konnten die Befür-
worter des Krieges für sich verbuchen. Der
Chefinspektor kritisierte, dass der Irak bei
der Produktion von Raketen gegen die
Auflagen der Uno verstoße. Die al-Samud
fliege weiter als die erlaubten 150 Kilome-
ter. Und eigens nach New York eingeflo-
gene Experten – darunter ein Beamter des
Berliner Verteidigungsministeriums, der
früher selbst als Waffeninspektor arbeite-
te – kamen zu Ergebnissen, die noch mehr
beunruhigen. Sie sind überzeugt, dass das
Regime das Raketenprogramm stets als Ca-
mouflage nutzte: Schon mit kleinen Ände-
rungen seien weitere Reichweitensteige-
rungen möglich.

Den Amerikanern machte Blix anderer-
seits deutlich, dass ihre Geheimdienst-
informationen für ihn zumindest zum Teil
unbrauchbar seien. Die in der Vorwoche
von US-Außenminister Colin Powell ge-
zeigten Satellitenbilder hätten sich als
wenig aussagekräftig erwiesen. Das mit
ihnen dokumentierte Verschieben von
Waffensystemen könnten „Routinevor-
gänge“ gewesen sein. Die Überwachung
müsse mit offenem Ende weitergeführt
werden. Am 1. März sollen die Waffen-
inspektoren erneut Bericht erstatten.

Eine breite internationale Zustimmung
zu einem militärischen Eingreifen ist nicht
in Sicht. Selbst in den ehrwürdigen Insti-
tutionen des Kalten Krieges – vorneweg
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der Nato –, in denen bisher abgenickt
werden durfte, was Amerika vorschlug,
knirscht es. 

In der Brüsseler Zentrale ist seit Mitte
Januar nichts mehr, wie es vorher war.
Deutschland, Frankreich und Belgien leh-
nen es strikt ab, Kriegsvorbereitungen der
USA zu unterstützen. Es sei „verfrüht“, so
die Weisung der Berliner Regierungszen-
trale an den deutschen Nato-Botschafter
Gebhardt von Moltke, konkrete Planun-
gen zu beginnen. Das Bündnis dürfe „kei-
ne falschen Signale“ setzen, beschied Ver-
teidigungsminister Peter Struck – und nicht
den Eindruck erwecken, der Waffengang
am Golf sei beschlossene Sache.

In einer hitzigen Debatte musste sich
Moltke von den Amerikanern bittere Vor-
würfe anhören: „Undankbar“ seien die
Deutschen, deren Sicherheit ein halbes
Jahrhundert lang auf der Allianz gefußt
habe. 

Die US-Politiker konnten sich auch 
Tage nach dem Veto kaum beruhigen. Den
Türken Schutz vor einem möglichen
Angriff des Irak zu verwehren, wetter-
te der amerikanische Verteidigungsminis-
ter Rumsfeld, sei „unentschuldbar“ und
„schändlich“.

Doch die wahre Erschütterung ereilte
ihn am vorvergangenen Samstag auf der Si-
21



„Wir setzen die friedliche Entwa
an die Stelle einer 
Entwaffnung durch Krieg.“

tsrat (am vergangenen Freitag): Beifallsbekundungen für den Franzosen 
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cherheitskonferenz in Mün-
chen, als kurz vor Mittag die
Nachrichtenagenturen die
SPIEGEL-Titelstory („Statt
Krieg: Uno-Kontrolle über
Irak?“) ankündigten. Der
bis dahin geheime deutsch-
französische „Alternativ-
Plan“ eines „robusten Ab-
rüstungsregimes“ im Irak
schlug unter den gut 250 Sit-
zungsteilnehmern wie eine
Bombe ein. 

„What about this plan?“,
herrschte Rumsfeld seinen
deutschen Amtskollegen
Struck an, und der stam-
melte, es sei „noch zu früh“,
über Einzelheiten zu reden.
Der Bundeskanzler werde
das sicher in seiner für 
den folgenden Donnerstag
anberaumten Regierungs-
erklärung erledigen.

„Ziemlich ungewöhnlich“, fauchte einer
von Rumsfelds Leuten, „dass der Verteidi-
gungsminister 24 Stunden in München ist
und von einer bedeutenden diplomati-
schen Initiative aus einem Agenturbericht
erfährt.“

Doch in Wahrheit erging es ja dem deut-
schen Kollegen nicht besser. Erst ein eilig
geführtes Gespräch mit Schröders außen-
politischem Berater Bernd Mützelburg –
später am Tag dann auch mit dem Kanzler
selbst – belehrte den bis dato ahnungslosen
Struck: Eine Blauhelm-Mission sei Teil
französisch-deutscher Überlegungen zur
Entwaffnung des Irak. 

Auch Außenminister Joschka Fischer,
der die Aktivitäten zwischen Elysée-Palast
und Kanzleramt immerhin in Umrissen
kannte, wurde von der Wucht der Nach-
richten hart getroffen. Zornig rief er den
Kanzler an, der danach seinen Vize nur
mühsam zu beruhigen vermochte.

Noch immer erkennbar irritiert, trat der
Verteidigungsminister schließlich vor die
TV-Kameras: „Ich denke, dass wir die
Chance nutzen sollten, eine solche Missi-
on durchzuführen“, bestätigte Struck auf
die Frage nach deutschen Blauhelmen –
um dann später, nach einem erneuten Te-
lefonat mit Berlin, ein halbes Dementi zu
verkünden: Die Meldungen über einen
Blauhelm-Einsatz stünden nicht im Zen-
trum der Überlegungen.

Die Architekten der neuen französisch-
deutschen Zusammenarbeit waren vom
Ausmaß der öffentlichen Erregung über-
rascht – und schwiegen vorerst. Der Kanz-
ler ließ dem russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin den Vortritt, der am Sonntag-
abend in Berlin weilte.

Vor Schröders Dienstvilla im Grunewald
stellte sich der Russe überraschend klar hin-
ter die deutsch-französische Initiative, was
in Berlin und Paris mit Erleichterung regi-
striert wurde: „Ich glaube“, sprach Putin,
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„dass alle, die die Situation im Irak auf-
merksam verfolgen, sehen, dass die Posi-
tionen Deutschlands, Russlands und Frank-
reichs dem Sinn nach fast übereinstimmen.“

Der Kanzler bestätigte, dass die Bun-
desrepublik für eine Alternative zum Krieg
im Irak vieles zu tun gedenke. Über Blau-
helm-Einsätze sollte dann allerdings öf-
fentlich nicht mehr geredet werden, so die
Vereinbarung mit den leicht verschnupf-
ten Franzosen. Doch wer in die Berliner
Machtzentrale hineinhorchte, wurde prä-
ziser informiert.

Die gegenüber der SPIEGEL-Bericht-
erstattung zunächst skeptische „Süddeut-
sche Zeitung“ stellte nach eigenen Re-
cherchen im Kanzleramt fest: „Zu den
Überlegungen gehört auch die Option, das
Inspektorenmandat mit der Entsendung
von Blauhelmen robuster zu gestalten.“
Paris und Berlin entschlossen sich zur
Flucht nach vorn. In New York gaben die
Franzosen Anfang der Woche den um-
strittenen Plan – den sie nur ungern „Plan“
nennen wollten – an die übrigen Mitglieder
im Sicherheitsrat weiter. Das so genannte
Non-Paper avancierte zur Grundlage der
französischen Forderung, den Waffen-
inspektoren so viel Zeit zu geben, wie sie
für die erfolgreiche Beendigung ihrer Mis-
sion benötigen. 

Frankreichs Außenminister Dominique
de Villepin erklärte im Sicherheitsrat, sein
Land habe nie die Möglichkeit ausge-
schlossen, Gewalt anzuwenden. Aber: Alle
Chancen zu friedlichen Entwaffnung müss-
ten genutzt werden.

Seit Jahresanfang wird an dem Konzept
gefeilt, im Kern geht es um ein verstärktes
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Inspektions- und Abrüstungsregime. „Wir
setzen die friedliche Entwaffnung an die
Stelle einer Entwaffnung durch Krieg“, so
einer der Mitautoren des Papiers.

Zurzeit sind im Irak rund 120 Inspektoren
am Werk. Jeden Tag schwärmen im Schnitt
zehn Mannschaften aus; bei diesem Rhyth-
mus konnten sie bisher aber nur knapp die
Hälfte der bekannten Rüstungs- und For-
schungsstandorte überprüfen. Mit einer Ver-
doppelung oder Verdreifachung der Zahl
der Inspektoren, so steht es in dem Papier,
ließe sich auch die Zahl der täglichen Kon-
trollen verdoppeln oder verdreifachen. Die
Mittel dafür seien vorhanden. 

Die Inspektionen zu verstärken erweise
sich als „notwendig, um sie zu ihrem logi-
schen Ende zu führen“, so das Non-Paper.
Die Idee dieses Vorschlags sei es, „den
Druck auf den Irak aufrechtzuerhalten“,

so dass Saddam Husseins
Regime keine „andere
Wahl hat als zu koope-
rieren“. 

Und dann findet sich
noch ein Vorschlag, der die

Brücke zu dem später möglichen Blau-
helm-Einsatz baut: Zusätzlich zu der Ver-
stärkung der Inspektorenteams sollten
auch „andere Arten von Personal und von
Experten rekrutiert werden“, die in dem
Papier hinreichend unscharf „security
unit“ genannt werden. Deren Aufgabe sei
es, die Inspektoren zu beschützen und ver-
dächtige Anlagen auch nach einer Kon-
trolle zu überwachen. 

Nach den französisch-deutschen Über-
legungen sollen die Inspektoren zunächst
einmal von einer Sicherheitstruppe unter-
stützt werden. Auch könnten zusätzliche
Spezialisten, beispielweise Zollfahnder, in
irakischen Unterlagen nach verbotenen
Einfuhren forschen. Aus der Luft sollen
amerikanische U-2-Aufklärungsflugzeuge,
französische Mirage IV, russische Antonow

ffnung
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 „Bundeskanzler Schröder lehnt die
amerikanische Irak-Politik ab,
notfalls mit Waffengewalt in den
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ja

nein weiß
nicht

Gespaltenes Verhältnis
Wie die Deutschen über Amerika denken

69

27
4

 „Die deutsche Außenpolitik sollte sich meiner Meinung nach in erster
Linie . . .

 „Die Amerikaner haben nach dem
Krieg beim Wiederaufbau West-
deutschlands geholfen und
Demokratie und Freiheit gegenüber
dem Warschauer Pakt garantiert.
Sind die Deutschen Ihrer Meinung
nach den Amerikanern deswegen
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 „Die USA sind ein Garant für Frieden
und Sicherheit in der Welt.“
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 „In dem Maße wie Europa an Macht
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87
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und deutsche Drohnen sämtliche Stand-
orte und Anlagen „systematisch und
ständig“ kontrollieren. So ließe sich ver-

hindern, dass die Iraker vor Eintreffen
der Uno-Kontrolleure verdächtiges

Material abtransportieren oder
nach deren Abzug stillgelegte
Produktions- und Versuchsstätten
wieder in Betrieb nehmen.

Drei Regionalbüros – in Mosul
im Norden, in Basra im Süden und

an einem noch festzulegenden Ort
im Westen – sollen die Kontrolle des
irakischen Territoriums erleichtern

und schnellere Einsätze der Inspektoren
ermöglichen.

Da sich die Chef-Kontrolleure Blix und
al-Baradei nicht ständig in Bagdad aufhal-
ten können, müssten sie einen Vertreter
an Ort und Stelle bekommen, der die Ar-
beit der Inspektorenteams koordinieren
und als bevollmächtigter Gesprächspart-
ner gegenüber den irakischen Behörden
auftreten würde.

Der mit Berlin diskutierte Einsatz von
Blauhelm-Soldaten, der nun vorzeitig sei-
nen Weg in die öffentliche Debatte fand,
spielt in dem Non-Paper direkt keine Rol-
le. Der Grund: Hierfür wäre eine erneute
Resolution der Uno nötig, und die stre-
ben Frankreich und Deutschland derzeit
nicht an. 

Die Vorbereitungen für ein verstärktes
Inspektionsregime haben in Deutschland
bereits begonnen. Das Kölner Zollkrimi-
nalamt erhielt aus Berlin in der vergange-
nen Woche die Aufforderung, Experten für
den Dienst im Irak zu benennen. Krimi-
nalisten und technische Sachverständige
aus der Behörde sollen die Importe des
Regimes kontrollieren und so sicherstel-
len, dass sich das Land keine für die Pro-
duktion von Massenvernichtungswaffen ge-
eigneten Bauteile beschafft. 

Mit der Verteilung des Non-Papers woll-
ten sich die Franzosen nicht begnügen –
begleitet wurde der diplomatische Akt 
von politischen Aktionen. In Paris verlas
Jacques Chirac am vergangenen Montag
feierlich eine gemeinsame Erklärung
Frankreichs, Deutschlands und Russlands,
die umgehend allen anderen Mitgliedern
des Sicherheitsrats übermittelt wurde. „Es
gibt noch eine Alternative zum Krieg“,
heißt es darin, „Russland, Deutschland und
Frankreich sind entschlossen, der fried-
lichen Entwaffnung des Irak alle Chancen
zu geben.“

Mit unbewegtem Gesicht stand der rus-
sische Präsident Putin, eben aus Berlin
eingeschwebt, neben dem Friedensherold
Chirac. So machte schon allein die drama-
tische Inszenierung aus einer gemeinsamen
Erklärung das politische Manifest eines
Dreierbunds.

„Unsere Meinung wird von einer ganz
großen Mehrheit der Völker und der
Staatsmänner dieses Planeten geteilt“, ließ
sich der französische Präsident vernehmen,
23
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und Putin ergänzte: „Die meisten Mitglie-
der des Sicherheitsrats sind auf unserer Li-
nie, und wenn man die Mitgliedstaaten der
Uno-Vollversammlung befragen würde,
käme man zum gleichen Ergebnis.“

Chirac sei „eine Ratte, die sich bemüht
zu brüllen“, schrieb ergrimmt das „Wall
Street Journal“. Der hoch gewachsene
Politiker aus Paris sieht sich als „ein Pyg-
mäe“ verunglimpft, „verkleidet als Jeanne
d’Arc mit kahlem Haupt“. Doch solche
Ausfälle scheinen den Hausherrn des Ely-
sée nur noch widerborstiger zu machen.
Säuerlich vermerkten die Franzosen, was
CDU-Chefin Angela Merkel auf der Si-
cherheitskonferenz in München der US-
Delegation zugeflüstert haben soll: Wenn
sie an der Macht gewesen wäre, hätte sie
die Solidaritätsadresse von acht europäi-
schen Staats- und Regierungschefs an die
USA mit unterschrieben.

Anders als in Deutschland haben die
Attacken auf ihren Präsidenten die fran-
zösische Nation nicht entzweit, sondern
zusammengeschweißt. Im Widerstand ge-
gen Bushs Amerika kennt Frankreich der-
zeit nur noch Patrioten. Von der linken
Opposition bis zum rechtsextremen Jean-
Marie Le Pen werden dem Staatschef Kom-
plimente offeriert.

Chirac, der seine Karriere vor 43 Jahren
begann, sieht sich in seiner Haltung vor al-
lem durch sein politisches Vorbild Charles
de Gaulle bestärkt. 

Auch jener hatte sich Washingtons Drän-
gen entzogen, einen sinnlosen Krieg zu un-
terstützen. In einer Rede in Phnom Penh
geißelte er 1966 vor 250000 Menschen, dass
der Vietnam-Konflikt militärisch nicht zu
lösen sei, hielt Frankreich aus dem fernöst-
lichen Dschungel heraus und zog damit
den Zorn der US-Regierung auf sich. Die
Geschichte gab ihm Recht. 

Die Versuchung ist für den französi-
schen Präsidenten groß, es dem Grün-
dungsvater der Fünften Republik nachzu-
tun. Vor allem dazu braucht er die „Schick-
salsgemeinschaft“ mit Deutschland, die
während der Feiern zum 40. Jahrestag des
„Du solltest dich schämen!“
Die Auseinandersetzung in der SPD-Bundestagsfraktion zwischen

Hans-Ulrich Klose und Gerhard Schröder – Auszüge*:
Hans-Ulrich Klose (mit leicht beben-
der Stimme, während ansonsten – ab-
gesehen von Zwischenrufen – ange-
spannte Stille herrscht):

„Kein Außenpolitiker der SPD-Frak-
tion ist gegen „Enduring Freedom“
oder für einen Irak-Krieg. Es gibt 
aber nichts, was rechtfertigt, was seit
letztem Sommer passiert ist. Es hat 
keine Entscheidungssituation gege-
ben. Und trotzdem ist eine
unilaterale Festlegung er-
folgt – ohne Konsultatio-
nen mit Frankreich und
den USA (Zwischenruf:
„Zum Glück!“) …

Wie ist eine unilaterale
Nein-Position in Goslar
möglich vor dem Vorliegen
der Inspektoren-Berichte?
(Zwischenruf: „Das war
richtig.“) Deutschland ist
nicht isoliert, das stimmt. 80
Prozent der Bevölkerung
stehen hinter der Haltung
der Bundesregierung. Den-
noch haben wir ein gestörtes Verhältnis
zu den USA und den anderen Euro-
päern: Wir sind in einer Abseitsposition.

Von der deutsch-französischen Ini-
tiative hat bei der Sicherheitstagung 
am vergangenen Samstag in München
keiner aus dem Auswärtigen Amt etwas
gewusst: Und da sagt ihr, das ist zufäl-
lig bekannt geworden? Und du, Gerd,
hattest damit nichts zu tun? Selbst die
Planung für den Fall eines etwaigen
Angriffs auf die Türkei ist im Nato-Rat
von Frankreich, Belgien und Deutsch-
land aufgehalten worden.

… Die Diskussion kann nicht sein:
Die einen sind für den Frieden, die an-
deren dagegen. Das ist eine Diskussion,
die uns nichts nützt.

… Ich stelle ein hohes Maß an hand-
werklicher Fehlerhaftigkeit in der
Außenpolitik fest – vor allem aus dem
Bundeskanzleramt. Und eines habe ich
von Helmut Schmidt gelernt: Bere-
chenbarkeit ist ein großes Plus der
deutschen Außenpolitik – leider gewe-
sen. Deine Politik hat zu nichts geführt
– außer zum Wahlsieg.“

Gerhard Schröder:
„Was Hans-Uli Klose da betreibt, ist

ein klassischer Fall von Legendenbil-

* Wortprotokoll eines Teilnehmers der Fraktions-
sitzung am vergangenen Montag.

Kanzler-Kri
„In Abseit
dung. Ich bitte euch, davon Abstand
zu nehmen, weil es falsch ist. Und 
was den Wahlsieg angeht: Ohne den
säßest du hier nicht … 

Du solltest dich schämen! Ich 
werde kein Zwiegespräch mit dir
führen. Die Zeiten sind lange vor-
bei. Mach dir keine Hoffnung. Ich 
werde mich nicht provozieren las-
sen …

Lange wurde einmütig
über die Entwaffnung des
Iraks diskutiert. Im August
dann hat es in einer Re-
de eines amerikanischen
Ministers erstmals einen
Schwenk weg von der Ent-
waffnung hin zur Entmach-
tung Saddams gegeben. Ich
erinnere mich deshalb so
genau, weil wir darüber
ausführlich im Parteipräsi-
dium gesprochen haben.

Im Übrigen warst du
derjenige, der unsolidarisch
war. Wir haben von dir mit-

ten im Wahlkampf eins auf die Schnau-
ze gekriegt. Du bist uns in den Rücken
gefallen. Keiner war so unsolidarisch
wie du. Ich konnte mich im Wahlkampf
nicht hinstellen und sagen, ich habe
dazu keine Meinung wie vielleicht
Hans-Uli Klose.

Außerdem habe ich in Goslar nicht
ein „Nein“ im Sicherheitsrat angekün-
digt, sondern gesagt, Deutschland wird
keine kriegslegitimierende Resolution
unterstützen. Es musste der Vorwurf
weg, die Haltung der Bundesregierung
entspringt nur einer wahltaktischen
Position. Im Übrigen weiß ich nicht, ob
eher Berechenbarkeit oder
Moralität der Maßstab sein
muss, wenn die deutsche
Regierung sagt, sie macht
da nicht mit. Aber stell dir
doch mal die Situation vor,
Deutschland stimmt einer
kriegslegitimierenden Re-
solution zu und beteiligt
sich dann selbst nicht …

Wir sind in einer Situa-
tion, in der die Initiative,
die du gerade mal so abge-
frühstückt hast, die werden
könnte, die den Krieg ver-
hindert.“
(Langer Beifall für Schrö-
der, der die Sitzung sofort
verlässt.)

er Klose 
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Soldaten mit „Patriot“: „Handwerkliche Fehler“



Flugzeugträger USS „Nimitz“: Die größte Macht als Schiedsrichter über Gut und Böse 
Elysée-Vertrags so ausgiebig beschworen
wurde. 

Auch hier zu Lande bahnt sich eine Ver-
änderung in der politischen Architektur
an, die weit über Schröders Amtszeit hin-
ausreichen könnte. Es geht dabei um die
deutsch-amerikanische Freundschaft, die
zu den Grundpfeilern der Bundesrepublik
zählt und deren Bindekraft erkennbar
schwindet – obschon der Kanzler und sein
Vize das gar nicht beabsichtigen.

In der Supermacht USA sah der erste
Bundeskanzler Konrad Adenauer noch den
geeigneten Verbündeten, die „zerstören-
den Mächte des gottlosen Totalitarismus“ –
sprich: den Kommunismus – fernzuhalten. 

Ganz anders klang das beim Sozialde-
mokraten Willy Brandt: „Den Interessen
unseres Volkes wird nicht gerecht, wer
schon Amen sagt, wenn in Washington
noch gebetet wird.“ US-Präsident Richard
Nixon verfolgte mit Misstrauen, wie es dem
Friedensnobelpreisträger gelang, Verträge
mit den osteuropäischen Ländern zu
NFO-Infratest-Umfrage für den SPIEGEL vom 11. bis 13. Febr.;
rund 1000 Befragte; Angaben in Prozent, an 100 fehlende
Prozent: „weiß nicht“/keine Angabe

gesamt West Ost

    Glauben Sie, dass
die Nato weiter eine
Zukunft hat, oder das
Bündnis mittelfristig
zerfallen wird?

Nato hat
weiter eine

Zukunft
73

Ja zur Nato

Nato wird
mittelfristig

zerfallen
18

75

16

68
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schließen und die Bonner Republik in ei-
ner Weise zu wandeln, die schließlich auch
die amerikanisch-sowjetische Annäherung
begünstigte. 

Schröder knüpft – durchaus nicht zufäl-
lig – an die Brandtschen Traditionen an
und scheint sich so zunächst einmal mit
seiner Partei zu versöhnen.

Vorstand und Fraktion der SPD stimm-
ten ihm jedenfalls begeistert zu, als der
Kanzler in der vorigen Woche analysierte,
die Amerikaner wollten im Irak nicht ein-
fach ein Regime ablösen. Vielmehr prägten
sie ein neues Verständnis von Weltpolitik,
indem die größte Macht als Schiedsrichter
über Gut und Böse entscheide.

Selbst das Gros von Schröders parteiin-
ternen Gegnern steht nun plötzlich hinter
dem Kanzler. „Es sind jetzt nicht die Zeiten,
unsere Fehler zu betonen“, beschwichtigt
etwa die Sprecherin der Partei-Linken And-
rea Nahles, die sich ansonsten die härtesten
Gefechte mit ihrem Vorsitzenden liefert. 

Auch Hermann Scheer, ein notorischer
Schröder-Kritiker, überbrachte in der Vor-
standssitzung am vergangenen Montag un-
gewohnt artig eine Ergebenheitsadresse:
„Gerd, wir wünschen dir viel Kraft da-
bei“ – und ein positives Echo kommt des-
gleichen vom Europäischen Parlament. In

Straßburg und Brüssel hat der Anführer
der deutschen SPD-EU-Abgeordneten,
Martin Schulz, über 150 seiner Kollegen
auf eine Resolution verpflichtet, die die
deutsche Haltung bekräftigt.

Schröder will die Chance der Irak-Krise
natürlich auch für eine innenpolitische Ver-
schnaufpause nutzen. Die existenzielle Fra-
ge von Krieg und Frieden bietet aus seiner
Sicht eine erfreuliche Gelegenheit, den ka-
pitalen Fehlstart der rot-grünen Regierung
zu korrigieren – und das möglichst lautlos.
Einige Wochen, so rechnen die Kanzler-
Getreuen im Willy-Brandt-Haus, könnten
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ausreichen, den Reformkurs
in der Wirtschafts- und So-
zialpolitik ohne allzu laute
Medienschlacht zwischen Tra-
ditionalisten und Modernisie-
rern neu zu konzipieren.

Wer den Frieden stört, wird
heftig abgewatscht, wie zum
Beispiel der frühere Frak-
tionsvorsitzende Hans-Ulrich
Klose zu spüren bekam. Als
er in der Fraktionssitzung
Schröders Kurs kritisierte,
platzte dem Kanzler der Kra-
gen: „Du solltest dich schä-
men“ (siehe Seite 24).

Der führende Sozialdemo-
krat findet für seinen Anti-
Kriegs-Kurs aber auch über
die eigene Partei hinaus
Unterstützung. Hans-Dietrich
Genscher, Außenminister der
sozial-liberalen und später 
der schwarz-gelben Koalition,
zeigte sich im kleinen Kreis be-

eindruckt: Schröder habe Bewegungsfähig-
keit gezeigt, lobte der Altmeister. Angela
Merkel und der FDP-Chef Guido Wes-
terwelle hingegen verschwendeten ihre
Energie darauf, noch immer am Politikstil
der Bundesregierung herumzunörgeln.

Außenpolitisch steht das Land besser da
als in den Wochen zuvor. Von Isolation
kann derzeit keine Rede sein. 

Am Freitagabend war eine überwälti-
gende Mehrheit der 15 Sicherheitsratsmit-
glieder der Meinung, die Inspektionen
müssten weitergehen. Selbst die Vetomacht
China, die zunächst zurückhaltend auf die
Meldung vom „französisch-deutschen Al-
ternativ-Plan“ reagiert hatte, schloss sich
dieser Linie an.

Der scheidende Staatschef Jiang Zemin
telefonierte bereits am vergangenen Diens-
tag mit Jacques Chirac, um sich ein Bild der
Lage zu machen, und der Franzose infor-
mierte den Kollegen über die deutsch-rus-
sisch-französische Position. Jiangs Reak-
tion: „Krieg nutzt niemandem. Es gehört
zu unserer Verantwortung, Krieg zu ver-
meiden.“

Dass sich die Chinesen zu einem Veto
gegen einen Kampfeinsatz durchringen
werden, gilt in Peking derzeit dennoch als
eher unwahrscheinlich. „Sie werden nur
dagegen sein, wenn auch Frankreich und
Russland dagegen stimmen“, sagt ein west-
licher Diplomat, der auf die US-Investitio-
nen in China hinweist. 

In Europa dagegen ließen sich die be-
kennenden Bush-Freunde in Rom, Madrid
und London nicht beeindrucken. Kaum
waren erste Details des Alternativ-Plans
durchgesickert, begannen die Absetzbe-
wegungen. Die Idee eines Blauhelm-Ein-
satzes sei „total unangemessen“, befand
die spanische Außenministerin.

Doch die fast schon vasallenhafte Treue
von Briten, Spaniern und Italienern scha-
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Titel

Brigadegeneral Harff (1999)
„Schwere Verluste“
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det den Regierenden in ihrer jeweiligen in-
nenpolitischen Situation. Kommt es mit ih-
rer Unterstützung zum Krieg – und damit
womöglich zu Zigtausenden Toten –, ste-
hen den zustimmenden Regierungschefs
schwierige Monate bevor.

Schröder reagierte daher selbstbewusst
auf die Erklärungen des spanischen Pre-
miers José María Aznar. Der deutsch-
spanische Gipfel, der in der vergangenen
Woche auf Lanzarote stattfand, bot ihm
dafür reichlich Gelegenheit. 

Auch die Regierung von Tony Blair fährt
mit ihrem Anti-Schröder-Kurs zusehends
aufs Nebengleis. Die deutsch-französischen
Friedensbemühungen verglich der Außen-
minister Jack Straw mit dem gescheiterten
Appeasement gegenüber Hitler in den
dreißiger Jahren, doch die Mehrheit der
Labour Party verweigert sich derartigen
Tönen.

Selbst Italiens Silvio Berlusconi beginnt
nun unter zu großer Bush-Nähe zu leiden,
weshalb er in der vergangenen Woche sanft
den Rückwärtsgang einlegte. „Keine At-
tacken gegen Frankreich und Deutsch-
land“, schwor der Regierungschef seine
Parteifreunde ein. Italien müsse sich jetzt
als Vermittler profilieren.

Im Norden Europas ähnelt der Chirac-
Schröder-Kurs zumeist der offiziellen Re-
gierungspolitik. Den Inspektoren müsse
die Zeit gegeben werden, die sie brauchten,
um ihre Arbeit zu beenden, fordert zum
Beispiel der norwegische konservative
Außenminister Jan Petersen. 

Wie man die europäischen Positionen
bündeln soll, war noch vier Tage vor dem
EU-Krisengipfel am Montag dieser Woche
unklar. Die griechische Präsidentschaft hat-
te keine Idee, um die Begegnung der
Staats- und Regierungschefs zu einem Er-
folg zu machen. Javier Solana, der Chef-
außenpolitiker der Europäischen Union,
war auch nicht schlauer. „Was ratet ihr
„Langjähriger Häuserkampf“
General a. D. Helmut Harff, 63, vormals Kommandeur deutscher

Truppen in Somalia und im Kosovo, über Risiken eines Irak-Kriegs
SPIEGEL: Die USA haben fast 150 000
Soldaten in die Region geschickt, Flug-
zeugträger, Hunderte von Kampfjets.
Welche Schlachtordnung zeichnet sich
ab?
Harff: Aus dem Golfkrieg 1991 hat Sad-
dam Hussein gewiss gelernt, dass er of-
fene Feldschlachten gegen eine Super-
macht mit modernster Ausrüstung und
überlegenen Luftstreitkräften nicht ge-
winnen kann. Er wird sein Potenzial
nicht schon im Vorfeld von Bagdad zer-
schlagen lassen, falls die Amerikaner
mit Bodentruppen aus Kuweit oder der
Türkei angreifen. Wenn er sich auf die
städtischen Zentren zurückzieht, wird
es für die US-Truppen sehr schwierig. 
SPIEGEL: Kommt dann der Häuser-
kampf in Bagdad, so wie in Stalingrad
oder Berlin während des Zweiten Welt-
kriegs? 
Harff: Das ist nicht vergleichbar. Aber
man kann eine Millionenstadt selbst
nach der Bombardierung von Kom-
mandozentralen und Regierungsbun-
kern weder im Handstreich mit einigen
hundert Soldaten der Special Forces
einnehmen noch Viertel um Viertel un-
ter Kontrolle bringen. Da können Sie
noch so viele Soldaten nehmen. Bag-
dad mit militärischen Mitteln zu be-
herrschen ist nicht möglich. 
SPIEGEL: Warum?
Harff: Es wird zu einem langjährigen
Häuserkampf, einem regelrechten ter-
roristischen Kleinkrieg kommen. Die
arabisch-muslimische Mentalität wird
nicht akzeptieren, dass die verhassten
Andersgläubigen Bagdad regieren.
Minen, Sprengfallen, Autobomben,
Heckenschützen, Selbstmordattentäter
können jeder Armee der Welt schwere
Verluste zufügen. Bedenken Sie nur die
Probleme der Israelis in den Palästi-
nensergebieten. Die USA haben das
auch in Somalia erlebt. 
SPIEGEL: Die von den USA dominierten
Uno-Truppen haben 1993 Mogadischu
nicht unter Kontrolle gebracht …
Harff: … weil eine solche Stadt nicht
unter Kontrolle zu bringen ist. Ich er-
innere mich genau, wie das in Mogadi-
schu war. Es gab nachts Angriffe mit
Mörsergranaten auf den Flugplatz, wo
auch die Bundeswehr ein kleines Camp
hatte und wo ich zusammen mit den
Mannschaften zeitweise übernachtet
habe. Die Aufregung war groß. Die US-
Truppen besaßen moderne Ortungs-
geräte, Radar, Lasertechnik, um an-
hand der Flugbahnen der Geschosse
den Abschusspunkt zu bestimmen. Sie
ließen Hubschrauber aufsteigen. Am
nächsten Morgen konnten sie auf dem
Stadtplan trotzdem nur zeigen, „der
Mörser stand entweder in diesem Vier-
tel – oder in jenem anderen“. Sie haben
nichts gefunden. Und Mogadischu ist
relativ klein.
SPIEGEL: Die USA und ihre Partner zo-
gen ab, als das Fernsehen zeigte, wie
eine johlende Menge einen getöteten
Soldaten durch die Straßen schleifte. 
Harff: Als die Stimmung in Amerika
kippte, kam die Regierung zu dem
Schluss: Das ist die Sache nicht wert.
Solche Bilder werden wiederkommen.
Wie lange die Amerikaner diesmal aus-
halten, kann ich nicht abschätzen. 
SPIEGEL: Kann der Einsatz
von mehr Waffenkontrol-
leuren, unterstützt von
Schutztruppen, womöglich
mit Uno-Blauhelm, den
Irak-Krieg verhindern? 
Harff: Die mir bekannte
Zielsetzung greift zu kurz.
Entwaffnung und Sturz
eines Diktators ist das
eine, aber was ist politisch
danach in der Region?
Die Ideen, die jetzt in Pa-
ris und Berlin diskutiert
werden, kommen zu spät.
Vor einem halben Jahr,
bevor die Uno-Resolution
1441 einen Weg zur Ge-
waltanwendung ebnete,
hätten sie eine Chance ge-
habt. Jetzt ist die Kriegs-
maschine wohl nicht mehr
zu stoppen.
Millionenstadt Bagdad: Kontrolle unmöglich



Schüler-Demonstration (in Dortmund): „Es gibt eine Grundangst vor Krieg“ 
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„Der Mut zum Frieden ist 
das Mandat von Rot-Grün“, sag
selbstbewusster Kanzler.
mir?“, fragte er seine hohen Beamten, die
ihm eine konstruktive Antwort schuldig
blieben.

Als ebenso uninspiriert erwies sich auch
die Opposition in Berlin. Unionschefin An-
gela Merkel nannte Gerhard Schröders
Ideen im Parlament eine „außenpolitische
Unverlässlichkeit“, ohne sich mit dem
französisch-deutschen Friedensplan in 
der Sache überhaupt zu befassen (siehe
Seite 34).

Sogar mit ihrem seit Wochen vorgetra-
genen Hinweis, die Regierung verheimliche
Erkenntnisse des Bundesnachrichtendiens-
tes über Massenvernichtungswaffen des
Irak, kann die Union offenbar nicht punk-
ten. Am vergangenen Mittwoch erschien
BND-Präsident August Hanning im Aus-
wärtigen Ausschuss des Bundestags, um
die Vorwürfe zu erläutern.

Und er ließ dort seinen Chefauswer-
ter ein differenzierteres Bild zeichnen.
Auch in Pullach sei man davon überzeugt,
dass Saddam noch immer trickse und 
nicht erklärt habe, wo die riesigen Bestän-
de an biologischen und chemischen Waf-
fen geblieben seien. Darüber hinaus habe
man erkundet, dass der Irak in den ver-
gangenen Jahren immer wieder Equipment
und Vorprodukte eingekauft habe, die zur
Herstellung neuer Horrorwaffen dienen
könnten.

Das freute die Union. 
Von der amerikanischen Behauptung,

Saddam Hussein und Bin Ladens Qaida
seien ein heimliches Bündnis eingegangen,
hält Hanning dagegen nicht viel. Auch gebe
es keinerlei Hinweise auf eine Wieder-
aufnahme des Atomwaffenprogramms –
obwohl Bush und Außenminister Colin
Powell gerade das behaupteten. Das Fazit
des Experten: Besser mehr Kontrollen als
Krieg. 

Da atmeten die Abgeordneten der 
Koalition auf.

Denn sie alle wissen, dass
ihr Kanzler mit dem denkbar
höchsten Einsatz spielt: Steht
er am Ende des Pokers um
Krieg und Frieden weltweit
allein da – vielleicht noch in
einer Neinsager-Koalition
den Syrern verbunden –,
wird seine Amtsperiode
ruhmlos zu Ende gehen,
womöglich sogar vorzeitig. 

Setzt sich seine Linie aber
durch – und sei es, dass eine
gedemütigte Führungsmacht
USA ohne ausdrückliches
Uno-Mandat in die Schlacht
ziehen muss –, hat er inter-
national an Statur gewonnen. 

Die Chancen dafür stan-
den am Freitag gar nicht so
schlecht. Die Inspektionen
werden fortgesetzt, und der
deutsche Außenminister trat
dabei wie ein Zwillingsbru-
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der de Villepins auf: „Die Diplomatie ist
noch nicht am Ende“ – es gebe derzeit kei-
ne Argumente dafür, das Inspektions-
regime abzubrechen. Nun müssten eben
die Uno-Kontrollen „effizienter und ent-
sprechend den Vorschlägen Frankreichs
verstärkt werden“.

Als einige Beobachter im Saal des Si-
cherheitsrats gar zu klatschen anfingen,
musste der Sitzungspräsident aus Berlin
mit seinem Hämmerchen dazwischenge-
hen. Im Hohen Hause sind Beifallsbekun-
dungen strikt verboten. 

Die Zustimmung zu dem französischen
Vorstoß fiel deutlicher aus als erwartet. Der
chinesische Außenminister Tang Jiaxuan
sah keinen Grund für ein Bombardement
und forderte eine „friedliche Lösung“,
während der russische Vertreter Igor Iwa-
now ebenfalls für einen Ausbau des In-
spektionsregimes plädierte. 

Derweilen entschloss sich Bagdad, ein
Dekret der Regierung bekannt zu geben,
das Import und Produktion von Mas-
senvernichtungsmitteln ausdrücklich ver-
bietet.

Die Zeit für Bush wird knapp, denn die
Hitze des irakischen Sommers könnte die
Kriegführung womöglich erschweren. Und:
In den USA wächst eine Friedensbewe-
gung heran, die Zustimmung in der Bevöl-
kerung zu einem Krieg schrumpft. 

Außenminister Powell interpretierte
denn auch die Ergebnisse des Blix-Berichts
auf eigenwillige Art: „Es freut mich, dass es
Fortschritte gegeben hat“, aber die Kon-
trolleure hätten immer noch nicht die Zu-
gänge, die sie brauchten. Und überhaupt:
Es gehe jetzt doch nicht um eine Verstär-
kung von Inspektionen, sondern um „be-
dingungslose Zusammenarbeit des Irak“.
Er sei es leid, dass wenige Stunden vor der
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Sitzung dessen Regierung neue Beschlüs-
se fasse, die zumindest er als Tricks ent-
larvte. Spanien und Großbritannien spran-
gen ihm bei. 

Am Wochenende wollten die Ameri-
kaner nochmals hinter verschlossenen
Türen auf die übrigen Mitglieder im
Sicherheitsrat einwirken. Falls der Erfolg
ausbleibt, so die Einschätzung deutscher
Diplomaten, werde Bush sich in abseh-
barer Zeit auf die bereits in der Uno-Re-
solution 1441 angedrohten „ernsten Kon-
sequenzen“ berufen – und tatsächlich los-
schlagen. 

Auch der Streit mit den Deutschen
könnte sehr schnell weiter eskalieren.
Denn Berlin begreift die eigene Haltung
als unverrückbar: „Der Mut zum Frieden
ist das Mandat von Rot-Grün“, sagt ein

selbstbewusster Kanzler,
der im Konflikt mit den
USA womöglich jene
Überschrift gefunden hat,
die seine rot-grüne Koali-
tion von Anfang an suchte.

Ein bisschen unheimlich ist es ihm und
seinem Außenminister dabei schon. Auf
dem Flug nach Lanzarote beugten sich bei-
de über eine Kolumne der „International
Herald Tribune“, in der William Pfaff, ein
Insider der US-Politik, düstere Prophezei-
ungen ausstößt.

Es sei das erste Mal, dass eine deutsche
Regierung derartigen Widerstand leiste
und sich davon nicht abbringen lasse. Das
werde man Schröder nicht vergessen – die
Bush-Administration werde „versuchen,
den deutschen Kanzler politisch zu zer-
stören“, ein „Regimewechsel in Deutsch-
land“ scheine nun zu den „Prioritäten“ zu
zählen.

Schröder und Fischer schauten einan-
der mit grimmiger Entschlossenheit an –
und schwiegen. Ralf Beste, 

Manfred Ertel, Horand Knaup, Roman 
Leick, Andreas Lorenz, Georg 

Mascolo, Roland Nelles, Hans-Jürgen
Schlamp, Michael Sontheimer, Gabor

Steingart, Alexander Szandar, Helene Zuber
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